
Bürgerentscheid 1 
Bürgerbegehren 
Ankerplatz bleibt Grünfläche / Park 
 
Fragestellung: 
Sind Sie dafür, dass das Grundstück Ankerplatz (Gorch-Fock-Str. 1) als Park 
erhalten bleibt und zu diesem Zweck der von der Gemeinde Strande am 28.03.2019 
gefasste Aufstellungsbeschluss über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 für 
das Grundstück „Gorch-Fock-Str. 1“ (Ankerplatz) aufgehoben wird? 

 
Standpunkte und Begründung der Vertretungsberechtigten: 
 
Die Gemeindevertretung möchte den Ankerplatz am Ortseingang in Strande mit 
einem großen Stahl- und Glaspavillon bebauen. Dieser Pavillon soll mit nur 
eingeschränkter Nutzbarkeit als sogenanntes Bürgergemeinschaftshaus dienen.  
 
Für uns würde diese Baumaßnahme jedoch unseren schönen Ort und Fischerhafen 
in seinem Charakter grundlegend verändern. Ein Bürgergemeinschaftshaus an 
dieser Stelle würde aus unserer Sicht nicht den Interessen der Bürgerinnen und 
Bürger entsprechen – im Gegenteil.  
 
Uns geht es um Strande. Aus unserer Sicht sprechen die besseren Gründe für die 
Erhaltung des Ankerplatzes als Grün- und Parkanlage und gegen das aktuelle 
Vorhaben der Gemeinde. Denn der Bau am Ankerplatz würde  
 

• den idyllischen Charakter des Ortskerns drastisch verändern und Charme  
              und Lebensgefühl beeinträchtigen  
 

• funktional nur eingeschränkt nutzbar sein und daher für uns als  
              Einwohner von Strande kaum Vorteile bringen 
 

• im Widerspruch zum derzeitigen Bauplanungsrecht stehen. 
 
Unsere Argumente möchten wir nachfolgend begründen:    
 
Idyllischen Charakter des Ortes erhalten, statt ihn durch einen Zweckbau 
aufzugeben 
 
Für uns passt der geplante Pavillon nicht zu Strande. Insbesondere würde die für 
Strande prägende, idyllische Atmosphäre rund um den Fischerhafen durch den Bau 
unwiederbringlich verlorengehen. 
 
Ein Bürgergemeinschaftshaus auf dem Ankerplatz, das derzeit nach unserer 
Einschätzung als übergroßer Stahl- und Glaspavillon geplant ist, würde den 
Ortseingang stark verengen und den Charakter des Ortes nachteilig verändern. Der 
moderne Großstadtbau passt aus unserer Sicht nicht zu der idyllischen 
Atmosphäre rund um den alten Fischerhafen. 
 
Gerade neben den breiten Betonflächen des Busbahnhofs, der nach jüngster 
Auskunft der Gemeindevertretung nicht verlegt werden kann, und neben der 
großen Werfthalle am Hafen, erscheint speziell dort eine Grünfläche als naturnaher 
Ruhepol und zur optischen Auflockerung des Ortskerns als unverzichtbar. 



 
Mit einer geplanten Geschosshöhe von über vier Metern und einer überdachten 
Fläche von ca. 270 Quadratmetern würde das Gebäude gegenüber den bestehenden 
Häusern optisch als völlig überdimensioniert herausstechen.  
 
Der Standort passt auch nicht zu der übrigen Bebauung im Ortseingang, die bislang 
ausnahmslos nicht direkt an der Straße, sondern zurückliegend angeordnet ist. 
 
Außerdem würden am Gemeinschaftshaus am Ankerplatz Autostellplätze fehlen. 
Dem widerspricht die Gemeindevertretung und verweist auf den Großparkplatz 
neben dem Clubhaus des Yachtclub Strande.  
 
Uns erscheint die Entfernung zwischen Ankerplatz und den Stellplätzen auf dem 
Großparkplatz jedoch als zu groß. Schon jetzt parken häufig sehr viele Autos 
rechtswidrig in den Nebenstraßen des Busbahnhofs. Hinzu kommt ein intensiver 
Parkplatz-Suchverkehr. Wir fürchten, dass ein Bürgergemeinschaftshaus diese 
Situation noch weiter verschlechtern würde. 
 
Erhalt der letzten Grünflächen im Ort statt einer weiteren Verdichtung der 
Bebauung 
 
Der Ankerplatz ist eine der letzten Grün- und Parkflächen in Strande. Er wird von 
Spaziergängern, Urlaubern, Busgästen und -fahrern regelmäßig genutzt, auch wenn 
dazu mit Stichproben zu bestimmten Zeiten andere Statistiken erhoben worden 
sein mögen. 
 
Der Ankerplatz könnte sehr leicht noch viel schöner gestaltet werden. Für den 
ersten Eindruck am Ortseingang hat er prägende Bedeutung. Wir sind dafür, ihn 
aufzuwerten und zu verschönern und würden uns dafür auch persönlich 
einbringen. 
 
Strande ist bereits recht dicht bebaut. Wir sind daher dafür, dass die Bebauung 
nicht weiter verdichtet wird, nicht noch weitere Flächen versiegelt werden und der 
Ankerplatz erhalten bleibt. 
 
Bürgerhaus auf dem Ankerplatz wäre für uns als Einwohner kaum sinnvoll 
nutzbar 
 
Nach Auskunft der Gemeinde soll das Bürgergemeinschaftshaus auf dem 
Ankerplatz lediglich für Sitzungen der Gemeindevertretung, als Bürger- und 
Touristbüro, als Begegnungsstätte für Vereine und für Lesungen und als 
Kunstausstellungen dienen. Hingegen soll es gerade nicht multifunktional nutzbar 
sein. Angesichts der Lage und Größe des Ankerplatzes ist dies dort auch nicht 
möglich.  
 
Eine sinnvolle Nutzung durch Schule und Kindergarten und viele erstrebenswerte 
Aktivitäten und Nutzungen in unserer Gemeinde würde damit vollständig 
ausscheiden. 
 
Gerade in einer kleinen Gemeinde wie Strande sollte ein Gemeinschaftshaus aus 
unserer Sicht aber möglichst vielseitig nutzbar, also multifunktional sein. 
 
 
 



Bebauung im Hochwasserrisikogebiet vermeiden 
 
Der Ankerplatz liegt im Hochwasserrisikogebiet. Hier dürfen nach neuer 
Gesetzeslage ohne Ausnahmegenehmigung keine neuen Gebäude errichtet werden, 
die nicht bereits vor dem Jahr 2016 vorgesehen waren. Die Planungen für ein 
Gebäude auf dem Ankerplatz sind hingegen jüngeren Datums.  
 
Die bisher auf dem Ankerplatz befindliche Hochwassermarke hat eindrucksvoll 
bewiesen, dass der Standort keinesfalls hochwassersicher ist. Nach uns 
eingeholten Auskünften eines Versicherungsmaklers wäre ein Gemeinschaftshaus 
auf dem Ankerplatz daher nicht ohne weiteres gegen Seewasserschäden 
versicherbar.  
 
Widerspruch zum geltenden Bauplanungsrecht 
  
Die beabsichtigte Änderung des Bebauungsplans zum Bau eines 
Gemeinschaftshauses am Ankerplatz steht im Widerspruch zum geltenden 
Planungsrecht. Ob sie sich als zulässig erweisen wird, ist unklar. 
 
Dies ist die aktuelle Planungslage: Der Ankerplatz liegt in einem allgemeinen 
Wohngebiet, für das der B-Plan Nr. 2 gilt. In diesem Wohngebiet ist der Ankerplatz 
als Park mit geschützten Bäumen ausgewiesen.  
 
Nach dem B-Plan Nr. 2 gelten für das gesamte Wohngebiet besondere 
Restriktionen. Es soll in diesem Gebiet der Vorrang der Wohnruhe gelten. Nach den 
ausdrücklichen Festsetzungen des B-Plans für dieses Gebiet dürfen Anlagen für 
Verwaltung oder kulturelle Einrichtungen – wie ein Bürgergemeinschaftshaus – in 
diesem Wohngebiet gerade nicht errichtet werden.  
  
Ein Gemeinschaftshaus ist nach dem derzeit gültigen Flächennutzungsplan für 
Strande hingegen auf der Auwiese neben der Schule, Sporthalle und Kindergarten 
vorgesehen. Als diese Planung im Jahr 2006 in den Flächen-nutzungsplan 
aufgenommen wurde, hieß es noch, dass es für ein multifunktionales 
Gemeinschaftshaus in Strande keinen alternativen Standort zur Auwiese gäbe. 
  
Die nun von der Gemeindevertretung beschlossene Errichtung eines 
Gemeinschaftshauses auf dem Ankerplatz widerspricht also diametral den 
Festsetzungen des gültigen Bebauungsplans und Vorgaben des aktuellen 
Flächennutzungsplans. 
 
Kostenschätzung im Zuge des Bürgerbegehrens: 
Keine direkten Kosten der verlangten Maßnahme  
(Anm.: Maßnahme = Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses); 
es sind keine Umsetzungskosten zu erwarten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Standpunkte und Begründung der Gemeindevertretung: 
 
Die Gemeinde sieht die durch die Initiatoren Weiße / Dr. Siemon vorgebrachte 
Begründung zum Bürgerbegehren „Ankerplatz“ sehr kritisch. Sie ist inhaltlich für 
die Gemeinde nicht zielführend. Zudem werden Behauptungen durch die 
Initiatoren aufgestellt, die nicht den Tatsachen entsprechen. 
 
Standort Ankerplatz von Experten empfohlen  
 
Die Gemeinde Strande hat eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, die zwölf 
mögliche Grundstücke innerhalb der Gemeinde hinsichtlich der Standortwahl für 
dieses Bürgerhaus geprüft hat. Die Empfehlung der Fachleute ist der Ankerplatz. Er 
ist in zentraler Lage des Ortes und weist hinsichtlich der von der Gemeinde 
gewünschten Funktionen von Kunst, Kultur, Ehrenamt und Touristik eine 
ausreichende Größe für das Bürgerhaus auf. Die Aussage in der Begründung, dass 
die Fläche zu klein sei, ist falsch und lässt sich einfach durch die vorliegenden 
Planungsunterlagen widerlegen.  
 
Hier werden die Bürger und Bürgerinnen durch die Initiatoren über die tatsächliche 
Sachlage inhaltlich nicht in vollem Umfang informiert. Die Machbarkeitsstudie 
wurde im Rahmen der Sitzung der Gemeindevertretung am 16.01.2020 öffentlich 
vorgestellt ist zur Einsicht auf der Internetseite des Amtes Dänischenhagen 
bereitgestellt (www.amt-daenischenhagen.de). 
 
Hochwassergebiet unbedenklich 
 
In der Begründung wird den Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen der sachlichen 
und inhaltlichen Auseinandersetzung vermittelt, dass laut Landeswassergesetz 
grundsätzlich (ohne irgendeine Einschränkung!) keine baulichen Anlagen in 
hochwassergefährdeten Gebieten errichtet werden dürfen, wenn nicht schon vor 
dem 09.09.2016 ein rechtsverbindlicher Anspruch auf Bebauung gemäß B-Plan 
bestand. Damit wird seitens der Initiatoren des Bürgerbegehrens ganz klar zum 
Ausdruck gebracht, dass die Gemeinde Strande mit ihren Planungen das Gesetz 
missachten oder brechen will. Das ist falsch.  
 
Der Ankerplatz liegt wie etliche andere Häuser im Gemeindegebiet auch im 
hochwassergefährdeten Gebiet, doch das Landeswassergesetz lässt Ausnahmen 
von dem Verbot zu, wenn diese mit den Belangen des Küstenschutzes und des 
Hochwasserschutzes vereinbar sind und ein dringendes öffentliches Interesse 
vorliegt. Nach Landeswassergesetz muss dafür bei einer geplanten Bebauung das 
Landesamt für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz (LKN) im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens beteiligt werden. Der Gemeinde liegt mittlerweile 
eine Stellungnahme des LKN vor. Das LKN bescheinigt der Gemeinde das besondere 
öffentliche Interesse für diesen Bau in dem Bereich. Das LKN hat unter Einhaltung 
leicht erfüllbarer Voraussetzungen die Zustimmung zu Bauleitplanungen und 
Erteilung küstenschutzrechtlicher Ausnahmegenehmigungen  in Aussicht gestellt 
und damit die Unbedenklichkeit testiert. 
 
Hierin werden die Bürger und Bürgerinnen durch die Initiatoren also ebenfalls über 
die tatsächliche Sachlage inhaltlich nicht in vollem Umfang informiert. 
 
 
 
 



Lärmbelastung unbedenklich 
 
Im Weiteren wird in der Begründung ausgeführt, dass in allgemeinen 
Wohngebieten „enge Lärmvorgaben und Nutzungsbeschränkungen gelten“ und 
damit suggeriert, dass durch die Planung der Gemeinde diese Vorgaben gebrochen 
werden. Dem hält die Gemeinde entgegen, dass das geplante Bürgerhaus am 
Ankerplatz nicht mitten in einem allgemeinen Wohngebiet liegt, sondern am 
äußersten Rand im Übergang zum Sondergebiet Hafen mit Werft und regem 
gewerblichen und sportlichen Betrieb. Ebenso beginnt gegenüber unsere touristisch 
hochfrequentierte Promenade.  
Gleichzeitig liegen unmittelbar angrenzend neben 17 öffentlichen PKW-Parkplätzen 
der zentrale Omnibusbahnhof mit enormen Busbewegungen im Halte- und 
Wartebetrieb sowie verschiedene Stichstraßen mit Zulieferverkehr der direkt dort 
ansässigen Gastronomie mit großem Außenbereich.  
 
Die Antragsteller Weiße / Dr. Siemon befürchten, dass es durch dieses Gebäude für 
Kunst, Kultur, Touristik und Ehrenamt zu einer erheblichen Steigerung der 
Lärmbelastung kommen wird. Die Gemeinde hat die Sorge ernst genommen und 
deshalb ein aufwändiges Lärmgutachten durch ein externes Ingenieurbüro 
beauftragt. Herausgekommen ist, dass es keinerlei Bedenken hinsichtlich 
zusätzlicher Lärmbelästigung gibt und die vollkommene Unbedenklichkeit der zu 
erwartenden zusätzlichen Lärmemissionen attestiert wurde. Das Gutachten steht 
auf der Internetseite des Amtes Dänischenhagen zur Einsicht (www.amt-
daenischenhagen.de). 
 
Auch hier werden die Bürger und Bürgerinnen durch die Initiatoren also ebenfalls 
über die tatsächliche Sachlage inhaltlich nicht umfassend informiert. 
 
Erhalt der Grünfläche 
 
Die Antragsteller Weiße / Dr. Siemon sind gegen eine Verdichtung der Bebauung 
und für den Erhalt der Grünflächen. Dem ist entgegen zu halten, dass eine 
Verdichtung innerorts allemal besser ist als Ausweitung der Bebauung des Ortes 
nach außen ins Grünland und Landschaftsschutzgebiet. Zudem wird die 
Grünfläche faktisch nicht genutzt. In sieben Monaten von November 2019 bis Mai 
2020 wurden bei regelmäßig zwei Stichproben pro Tag rund 20 Menschen für den 
gesamten Zeitraum gezählt, die sich dort aufgehalten haben. Die Gemeinde hat 
überdies die Bedenken ernst genommen, dass möglicherweise durch die Bebauung 
wertvolle Fauna auf der Grünfläche gestört werden könnte und ein 
Artenschutzgutachten in Auftrag gegeben. Die Gutachter schließen mögliche 
Schädigungen, Störungen, Beeinträchtigungen für Tierarten durch den Bau des 
Bürgerhauses mit seinen definierten Funktionen unter Einhaltung sehr leicht 
erfüllbarer Voraussetzungen sicher aus und bescheinigen der Gemeinde die 
Unbedenklichkeit.  
Das Gutachten kann ebenfalls auf der Internetseite des Amtes Dänischenhagen 
eingesehen werden (www.amt-daenischenhagen.de). 
 
Kostenschätzung  
 
Im vorliegenden Bürgerbegehren wird bei der Kostenschätzung zum Vorhaben 
„Keine Kosten der veranlagten Maßnahme“ aufgeführt. Zwar entstehen der 
Gemeinde mit der Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses (= verlangte 
Maßnahme) keine unmittelbaren Kosten. Allerdings wird es für die Gemeinde zu 
sehr erheblichen mittelbaren Folgekosten kommen.  



 
Das von der Gemeinde geplante Bürgerhaus am zentralen Ankerplatz soll künftig 
auch das gemeindliche Bürger- und Tourismusbüro beherbergen. Grundlage dieser 
Planung seitens Gemeinde sind erhebliche räumliche Engpässe bei der jetzigen 
Unterbringung im Hafenmeistergebäude. Gleichzeitig soll die Unterbringung des 
Bürger- und Tourismusbüros auch dafür sorgen, dass das geplante Bürgerhaus am 
Ankerplatz tagsüber besetzt ist, damit dort Ausstellungen beaufsichtigt werden 
können und auf weiteres Personal verzichtet werden kann. Im vorliegenden 
Bürgerbegehren der Initiatoren Weiße / Dr. Siemon wird darauf nicht eingegangen.  
 
Für das Bürger-und Tourismusbüro müsste bei Umsetzung des Bürgerbegehrens 
der Initiatoren Weiße / Dr. Siemon ein zusätzlicher Bau im Bereich 
Hafen/Promenade entstehen. Für weitere „multifunktionale Nutzungen“ von 
Dritten am Standort „Auwiese“ benötigt man eine zusätzliche Aufsicht tagsüber 
und abends mit entsprechenden Personalkosten. Genau hierfür will die Gemeinde 
diese Synergie aus Touristik, Kunst, Kultur und Ehrenamt in einem Gebäude 
vereinigen, um die Kosten zu minimieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bürgerentscheid 2 
Begehren der Gemeindevertretung 
Ankerplatz wird mit Bürgerhaus für Touristik, Kunst und Ehrenamt bebaut 
 
Fragestellung: 
Sind Sie dafür, dass auf dem Grundstück „Gorch-Fock-Str. 1“ (Ankerplatz) ein 
Gemeindesaal inklusive eines Bürger- und Tourismusbüros (eingeschossiges 
Bürgerhaus für Touristik, Kunst und Ehrenamt) errichtet werden soll, um eine 
zentrale Anlaufstelle für ehrenamtliches Engagement und Kreativität zu schaffen, 
und damit der durch die Gemeindevertretung Strande am 28.03.2019 gefasste 
Aufstellungsbeschluss über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2 für das 
Grundstück „Gorch-Fock-Str. 1“ (Ankerplatz) bestehen bleibt und die Planung weiter 
verfolgt werden soll? 

 
Standpunkte und Begründung der Gemeindevertretung: 
 
Ihre Gemeindevertretung hat einen Bürgerentscheid für die Errichtung eines 
„Bürgergemeinschaftshauses“ auf dem Ankerplatz beschlossen. Dieser 
Bürgerentscheid soll Klarheit für das weitere politische Handeln bringen und die 
derzeitige teilweise aufgeladene Stimmung umgehend beenden.  
 
Alle Fraktionen der Gemeindevertretung sind von der Notwendigkeit und 
Sinnhaftigkeit dieses geplanten Vorhabens zur Steigerung des kulturellen 
Angebotes, Stärkung des Ehrenamtes und Weiterentwicklung des Bürger- und 
Tourist-Büros überzeugt und wollen dieses Projekt am Standort Ankerplatz 
weiterverfolgen.  
 
Die Gemeindevertretung möchte den Strander Bürgerinnen und Bürgern auf 
diesem Weg die Bedeutung und Notwendigkeit dieses Projektes vermitteln. 
 
Ziel: Ein Haus für Ehrenamt, Kultur und Touristik im transparenten Haus  
 
Die Gemeinde will ein Haus für das Ehrenamt errichten. Es soll Platz für 
Gremiensitzungen der Gemeinde, für Sitzungen und kleine Veranstaltungen von 
Vereinen und Verbänden in der Gemeinde Strande bieten. Es soll gleichzeitig ein 
Haus für die Kultur in Strande werden, ein Ort für Ausstellungen der bildenden 
Kunst und Lesungen etwa. Ausserdem soll das Gebäude das Tourismus- und 
Bürgerbüro als Anlaufstelle beherbergen. Von der Gemeinde ist ein möglichst 
transparenter Saal für ca. 60 Personen geplant. Das Tourismus- und Bürgerbüro soll 
in dem Haus mehr Platz als bisher im beengten Hafenbüro erhalten.  
 
Mehr Platz, mehr Kultur, zentraler Touristikanlaufpunkt  
 
Die jetzige Touristinfo ist viel zu klein und es werden größere Räumlichkeiten 
benötigt. Bei früheren Umfragen wurde immer wieder der Wunsch an die 
Gemeinde gerichtet, auch mehr Möglichkeiten und Raum für Kunst und Kultur aus 
Strande und aus Schleswig-Holstein zu schaffen. Dies hält die Gemeindevertretung 
für eine große Bereicherung für unseren Ort. 
   
Gleichzeitig gibt es im Ort kaum Möglichkeiten für die Kommunalpolitik, Sitzungen, 
Bürgerstunden oder Informationsveranstaltungen durchzuführen. Das gleiche 



Problem haben auch ortsansässige Vereine, Verbände und das Kulturforum. Der 
sogenannte „Dorfsaal“ ist aus den Dörfern verschwunden und das Ehrenamt kann 
nur noch in den Hinterzimmern der Gastronomie tagen. Wenn das Ehrenamt sich 
nicht mehr treffen kann, wird es mittelfristig noch schwieriger werden, Menschen 
im Ort zu finden, die sich für ihre Gemeinde ehrenamtlich engagieren. Die 
Gemeinde Strande lebt aber vom Ehrenamt!  
 
Hier soll die neue Konzeption greifen, die fraktionsübergreifend erarbeitet wurde. 
Das Bürgerhaus am Ankerplatz soll im Herzen von Strande ein Ort des Ehrenamtes 
und der Kultur werden und Touristen und Bürgern eine zentrale Anlaufstelle 
bieten. Dabei will die Gemeinde keinesfalls ein Veranstaltungszentrum mit eigener 
Gastronomie etablieren oder ein Mietobjekt für größere private Veranstaltungen 
zur Verfügung stellen. Denn die Planungen sollen nicht in Konkurrenz zur 
bestehenden Infrastruktur (d.h. unserer steuerzahlenden Gastronomie) stehen, 
sondern sie sollen eine bestehende Lücke schließen.  
 
Die Gemeinde hat im Jahr 2019 zur Umsetzung dieses wichtigen Projektes das 
Architekturbüro Mumm aus Kiel beauftragt, einen entsprechenden Entwurf zu 
entwickeln. Die abgestimmte Konzeption (Machbarkeitsstudie) wurde dann im 
Rahmen einer öffentlichen Präsentation am 16.01.2020 den Bürgerinnen und 
Bürgern der Gemeinde Strande vorgestellt. Die Finanzierung ist im Haushalt 
gesichert und die Umsetzung ist per Gemeindebeschluss zusätzlich davon abhängig 
gemacht worden, dass weitere Zuschüsse eingeworben werden. Entsprechende 
Informationen stehen auf der Homepage der Gemeinde Strande (www.strande.de) 
zur Verfügung. 
 
Zentraler Standort Ankerplatz 
 
Für die Nutzungskombination aus Ehrenamt, Kultur und Touristik hat die 
Gemeinde die Machbarkeitsstudie zum Standort in Auftrag gegeben. Der dafür 
perfekte Standort wurde aus zwölf für eine Bebauung freien Flächen am zentral 
gelegenen Ankerplatz gefunden. Diese bisher nahezu ungenutzte öffentliche Fläche 
beinhaltet große Vorteile hinsichtlich Lage und Größe. An diesem Standort soll ein 
lichtdurchfluteter und nach zwei Seiten offener Bau entstehen. Diese Transparenz 
soll Stranderinnen und Strander und Touristen gleichermaßen einladen, an 
Versammlungen teilzunehmen oder Kunst und Kultur zur genießen. Der Zugang 
wird natürlich barrierefrei sein. Der Großparkplatz stellt genügend Parkraum zu 
Verfügung und die Strander Bürgerinnen und Bürger können diesen Platz wie 
bisher auch problemlos mit dem Fahrrad oder zu Fuß erreichen. An dieser 
zentralen Stelle kommen Touristen mit dem Bus im Ort an und daher ist auch die 
Ansiedelung der Tourist-Info dort zielführend. Unser Touristiker wird gleichzeitig 
Manager des Hauses und Ansprechpartner für die Ausstellungen. Es entstehen 
durch diese Synergie keine Zusatzkosten. Die Konzeption (Machbarkeitsstudie) 
kann auf der Internetseite des Amtes Dänischenhagen eingesehen werden 
(www.amt-daenischenhagen.de). 
 
Keine weitere Lärmbelästigung für Anwohner  
 
Es wurden Bedenken der direkten Anwohner an die Gemeinde herangetragen, dass 
die Ausstellungen, kleinen Kulturveranstaltungen und Versammlungen zu einer 
erheblich gesteigerten Lärmbelästigung führen könnten. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass sich der Standort am zentralen Omnibusbahnhof mit öffentlichen 
Parkplätzen, gegenüber der vielbesuchten Promenade, der Werft und des Hafens 
befindet. Daraufhin hat die Gemeinde ein Fachbüro beauftragt, das nach 



eingehender Analyse eine völlige Unbedenklichkeit hinsichtlich der zusätzlichen 
Lärmbelastung attestiert hat. Das Gutachten steht auf der Internetseite des Amtes 
Dänischenhagen zur Einsicht (www.amt-daenischenhagen.de). 
 
Keine Bedenken wegen Hochwasser und Artenschutz  
 
Die Gemeinde hat ihre Planungen, wie gesetzlich im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens vorgeschrieben, dem Landesamt für Küstenschutz, 
Nationalpark und Meeresschutz (LKN) vorgelegt, da Bedenken wegen 
Hochwassergefährdung bestanden. Der Gemeinde liegt mittlerweile eine 
Stellungnahme des LKN vor. Das LKN bescheinigt der Gemeinde das besondere 
öffentliche Interesse für diesen Bau in dem Bereich. Das LKN hat unter Einhaltung 
leicht erfüllbarer Voraussetzungen die Zustimmung zu Bauleitplanungen und 
Erteilung küstenschutzrechtlicher Ausnahmegenehmigungen in Aussicht gestellt 
und damit die Unbedenklichkeit bescheinigt. 
  
Einige Bürger wollen die Grünfläche am Ankerplatz erhalten. Die Gemeinde hat 
eine Zählung zur Nutzung veranlasst: Im Ergebnis wird die Grünfläche faktisch 
nicht genutzt. In sieben Monaten von November 2019 bis Mai 2020 wurden bei 
regelmäßig zwei Stichproben pro Tag rund 20 Menschen für den gesamten 
Zeitraum gezählt, die sich dort aufgehalten haben. Einige Anwohner äußerten 
Bedenken aus Artenschutzgründen. Die Gemeinde hat die Bedenken ernst 
genommen und ein Artenschutzgutachten in Auftrag gegeben. Im Ergebnis 
schließen die Gutachter mögliche Schädigungen, Störungen, Beeinträchtigungen 
für Tierarten durch den Bau des Bürgerhauses mit seinen definierten Funktionen 
unter Einhaltung sehr leicht erfüllbarer Voraussetzungen sicher aus und 
bescheinigen der Gemeinde die Unbedenklichkeit. Auch dieses Gutachten kann auf 
der Internetseite des Amtes Dänischenhagen eingesehen werden (www.amt-
daenischenhagen.de). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Stichfrage zu Bürgerentscheid 1 und 2 

Falls beide Bürgerentscheide jeweils mehrheitlich mit Ja beantwortet werden und 
außerdem die in § 16 g Absatz 7 Satz 1 der Gemeindeordnung vorgeschriebene 
Mindeststimmenzahl erreichen, so dass beide Abstimmungsergebnisse nicht 
miteinander zu vereinbaren sind: Welche Entscheidung soll dann gelten? 

Bürgerentscheid 1: Ankerplatz bleibt Grünfläche / Park                              
Bürgerentscheid 2: Ankerplatz wird mit Bürgerhaus für Touristik, Kunst und      
                                   Ehrenamt bebaut 



Bürgerentscheid 3 
Bürgerbegehren 
Errichtung eines multifunktionalen Gemeinschaftshauses auf dem Grundstück 
„Auwiese“ 
 
Fragestellung:  
Sind Sie dafür, dass ein multifunktionales Gemeinschaftshaus – wie bislang im 
Flächennutzungs- und Bebauungsplan vorgesehen – auf der Auwiese zwischen der 
Straße „Zum Mühlenteich“ und der Siedlung „Bocksredder“ errichtet wird, statt 
diese Fläche von Investoren mit seniorengerechten Mietwohnungen bebauen zu 
lassen, und zu diesem Zweck der von der Gemeinde Strande am 21.02.2019 gefasste 
Aufstellungsbeschluss über die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 für das 
Gebiet nördlich „Dänischenhagener Straße“, östlich „Zum Mühlenteich“, südlich 
Freidorfer Au, westlich der Bebauung „Bocksredder“ aufgehoben wird?  

 
Standpunkte und Begründung der Vertretungsberechtigten: 
 
Die Auwiese ist ein besonders erhaltenswertes Stück Natur. Sie liegt neben der 
Schule und prägt dort den Charakter. Strander Kinder spielen dort und lernen die 
Natur kennen, etwa bei der Errichtung von Krötenzäunen. Die Gemeinde möchte 
diese Grünfläche nun an einen Investor verkaufen, um dort eine große Wohnanlage 
mit 16 seniorengerechten Mietwohnungen errichten zu lassen, die vorrangig 
Strander Senioren angeboten werden sollen.  
 
Nach der bisher noch gültigen Bauplanung ist auf der Auwiese indessen die 
Errichtung eines multifunktionalen Gemeinschaftshauses vorgesehen, mit der ein 
Großteil der Auwiese erhalten werden könnte. Wir sind für die Aufrechterhaltung 
dieser Planung, da 
 

• die Auwiese uns landschaftlich und ökologisch erhaltenswert erscheint 
 

• die Fläche neben Schule und Kindergarten für ein multifunktionales  
              Gemeinschaftshaus ideal geeignet ist 
 

• aufgrund der unterschiedlichen Nutzungszeiten die Stellplätze von Schule  
              und Gemeinschaftshaus wechselseitig genutzt werden könnten 
 

• sich die Verkehrssituation dagegen bei der Schule durch den zusätzlichen  
              Verkehr der großen Wohnanlage verschlechtern würde 
 

• wir bezweifeln, dass die Wohnanlage des Investors letztlich Strander  
              Senioren dienen wird. 
 
Gern möchten wir unsere Position weiter begründen: 
 
Bauplanungsrechtliche Situation beachten 
 
Die aktuelle Planungslage und ihre Entwicklung werden oft falsch dargestellt. Wir 
möchten insoweit gern für Klarheit sorgen. Die Auwiese ist ein Biotop und wurde 
2006 mit folgendem Zweck aus dem angrenzenden Landschaftsschutzgebiet 
ausgenommen: 



„Ausweisung einer Fläche für den Gemeinbedarf - Gemeinschaftshaus - im Bereich der 
bisher dargestellten Grünfläche […] zwecks Errichtung eines multifunktionalen Gebäudes 
entsprechend dem Bedarf in der Gemeinde in enger räumlicher Beziehung zur Schule mit 
Sporthalle sowie zum Kindergarten zur wechselseitigen optimierten Nutzung der  
gemeindlichen Einrichtungen einschließlich der erforderlichen Stellplätze im Anschluss an 
die Straße Zum Mühlenteich unter sorgfältiger landschaftspflegerischer Gestaltung im 
Übergangsbereich zum Bachlauf bzw. zum nördlich davon gelegenem Biotop.“ 
 
Um eine Baulücke und beliebig nutzbare Gemeinbedarfsfläche handelt es sich also, 
anders als behauptet, gerade nicht. Die Abweichung vom Landschaftsplan in 
Strande hat die Gemeindevertretung im Jahr 2006 im Erläuterungsbericht zum 
Flächennutzungsplan wie folgt begründet:  
 
„Alternative Flächen für den öffentlichen Bedarf an einem Gemeinschaftshaus stehen in der 
– für die geplante multifunktionale Nutzung erforderlichen – engen räumlichen Beziehung 
zur Schule mit Sporthalle sowie zum Kindergarten nicht zur Verfügung.“ 
 
Diese Einschätzung ist u.E. weiterhin zutreffend. Wir sind daher für die 
Aufrechterhaltung dieser langjährigen Planung, statt die Wiese an einen Investor 
zu verkaufen. 
 
Erhalt eines großen Teils der Auwiese als Biotop und Schulgarten erstrebenswert  
 
Die Auwiese ist eine der wenigen schönen und schützenswerten Grünflächen in 
Strande. Gerade neben der Schule erscheint die Erhaltung dieser Grünflächen 
besonders wünschenswert. Der Bau des Gemeinschaftshauses würde eine 
wesentlich kleinere Fläche beanspruchen als die geplante Wohnanlage. Möglich 
wäre auch die Einrichtung eines ökologischen Schulgartens, der zu der bisherigen 
Planung vorgeschlagen wurde. 
 
Auwiese als idealen Standort für ein multifunktionales Gemeinschaftshaus 
nutzen 
 
Größe und Lage der Auwiese sind ideal für ein multifunktional nutzbares 
Gemeinschaftshaus. Neben Vereinen und anderen Einrichtungen könnten 
zusätzlich Schule, Kindergarten und Betreute Grundschule ein solches 
Gemeinschaftshaus vielfältig nutzen. Gerade in unserer kleinen Gemeinde 
erscheint die multifunktionale Nutzbarkeit unserer Einrichtungen wichtig. Mit 
einem Gemeinschaftshaus neben der Schule und den damit verbundenen 
Möglichkeiten könnte auch die Attraktivität von Strande für junge Familien weiter 
gesteigert werden. 
 
Verkehrssituation an der Schule verbessern und nicht verschlechtern 
 
Parkplätze von Schule und dem Gemeinschaftshaus auf der Auwiese könnten 
wechselseitig genutzt werden, da die Nutzungszeiten unterschiedlich wären. Ein 
erhöhtes Verkehrsaufkommen zu den Zeiten, in denen Schüler und 
Kindergartenkinder unterwegs sind, wäre nicht zu erwarten. Dagegen würde der 
zusätzliche Verkehr, der von Bewohnern und Besuchern von 16 neuen 
Mietwohnungen zu erwarten ist, die Verkehrssituation neben der Schule u.E. 
deutlich verschlechtern. 
 
 
 



Nachteile durch Errichtung einer Wohnanlage 
 
Mit dem Verkauf der Auwiese an einen Investor und dem Bau einer Wohnanlage 
wären erhebliche Nachteile verbunden.  
 
• Die Auwiese würde als ökologisch wertvolle Grünfläche weitgehend verloren  
   gehen. 
• An der Schule entstünde - wie ausgeführt - ein zusätzliches Verkehrsaufkommen. 
• Der bisherige Behelfsparkplatz neben der Schule müsste neben den Kindergarten  
   verlegt werden, wodurch sich die Verkehrssituation für Schüler und  
   Kindergartenkinder weiter verschlechtern würde. 
• Strande würde durch den Verkauf der Auwiese den einzigen geeigneten Standort  
   für ein multifunktionales Gemeinschaftshaus unwiederbringlich verlieren. 
• Schließlich besteht u.E. durch die erhöhte Versiegelung der Flächen die Gefahr  
   von Überschwemmungen aufgrund von Regenwasserzuleitungen oder sonstigen  
   Eingriffen in die Freidorfer Au. Die bisherigen Signale der Unteren Wasserbehörde  
   lassen es zweifelhaft erscheinen, ob eine Genehmigung für die aktuell geplanten  
   Wassereinleitungen durch die Wohnanlage erteilt wird. 
 
Nachhaltige Nutzung der Wohnanlage durch Strander Senioren zu bezweifeln 
 
Wir bezweifeln, dass der Verkauf der Auwiese an einen Investor dazu führen wird, 
günstigen Mietwohnraum für Senioren aus Strande zu schaffen. 
 
Viele der geplanten Wohnungen sind nicht barrierefrei, sondern nur barrierearm 
und mit bis zu knapp 100 Quadratmetern Wohnfläche teils sehr groß. Die Mieten 
sollen deutlich höher ausfallen, als ursprünglich angenommen. Der Bürgermeister 
hat erklärt, dass auf der Auwiese kein sozialer Wohnungsbau vorgesehen sei, 
sondern Marktpreise aufgerufen werden sollen. Uns wurden Mieten von 14 bis 15 
Euro pro Quadratmeter genannt. 
 
Nach einer von uns eingeholten Auskunft ist eine ausschließliche Nutzung der 
Wohnanlage durch Strander Senioren grundbuchlich schwerlich abzusichern. Die 
Gemeindevertretung räumt in ihrer eigenen Ausschreibung vom 20.6.2019 selbst 
ein, dass dem Investor eine Vermietung auch an Dritte möglich sein soll. Dort heißt 
es: 
 
„Erst wenn Vermietung an Strander Bürger nachweislich scheitert, im Rahmen der 
Kündigungsfristen des Vormieters, ist die Vermietung an jedermann möglich.“ 
 
Von einer Beschränkung des Alters der Mieter ist in dieser Ausschreibung keine 
Rede. Die Gemeindevertretung denkt nach ihren Erklärungen an Personen ab 60 
Jahre. Viele Strander haben uns mitgeteilt, sich mit 60 nicht als Senioren 
anzusehen und nicht altersbedingt aus ihrem Haus ausziehen zu wollen. 
 
Da die Gemeinde und der Investor mit dem Verkauf bzw. der Vermietung der 
Auwiese Gewinn erzielen möchten, stellt sich das Vorhaben für uns nicht als 
Maßnahme des Gemeinbedarfs dar. 
 
Kostenschätzung im Zuge des Bürgerbegehrens: 
Keine unmittelbaren Kosten, Baukosten für das Gebäude (Baukosten für das 
Gebäude auf dem Standort „Auwiese“ sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
bezifferbar, analog können nur die Baukosten für das Gebäude auf dem Standort 
„Ankerplatz“ laut Machbarkeitsstudie beziffert werden, mind. 989.245,89 €) 



Standpunkte und Begründung der Gemeindevertretung: 
 
Die Gemeinde sieht die von den Initiatoren Weiße / Dr. Siemon vorgebrachte 
Begründung zum Bürgerbegehren „Auwiese“ sehr kritisch. Sie ist inhaltlich für die 
Gemeinde Strande nicht zielführend. Auch können die Bürgerinnen und Bürger 
nicht klar erkennen, für welche Art „multifunktionales Bürgergemeinschaftshaus“ 
sie abstimmen. Es werden unklare Forderungen gestellt, die inhaltlich und 
finanziell aus Sicht der Gemeinde nicht umsetzbar sind.  
 
Multifunktional - Unkonkrete Forderung 
 
Es wird auf der „Auwiese“ ein „multifunktionales Gemeinschaftshaus“ von den 
Antragsstellern begehrt. Doch was ist konkret ein multifunktionales 
Gemeinschaftshaus? Geschichtlich haben sich Gemeinschaftshäuser sehr 
unterschiedlich entwickelt, um im ländlichen Raum Dinge, die sich nicht jeder 
leisten konnte, zu teilen, z.B. Waschhäuser, Werkstätten etc.. Heute gibt es 
Gemeinschaftshäuser mit vielfältiger Ausrichtung, z.B. Treff für Vereine, 
Büchereien, Kindergärten, Kneipen, Vermietung für private Veranstaltungen, z.B. 
Hochzeiten, Familienfeste, Geburtstage bis hin zur Vermietung von Räumlichkeiten 
für soziale Zwecke sind unter dem Begriff „Gemeinschaftshaus“ möglich.  
 
Der Begriff „Gemeinschaftshaus“ im Flächennutzungs- und Bebauungsplan ist 
somit planerisch grundsätzlich als Platzhalter für vielfältige Gestaltung zum 
Gemeinbedarf zu verstehen. Aber erst die Konkretisierung macht es dem Bürger 
möglich, sich zwischen dem Bürgerhaus am Ankerplatz (Größe, Bestimmung, 
Zweck ist exakt definiert) und dem seniorengerechten Wohnen (hier liegen 
ebenfalls exakte Planungen vor) und dem von den Initiatoren begehrten 
„multifunktionalen Gemeinschaftshaus“, das zur Zeit in Zweck, Größe und 
Ausgestaltung nicht klar definiert ist, zu entscheiden. Ohne eine solche 
Konkretisierung können die Bürgerinnen und Bürger also überhaupt nicht 
erkennen, für welche Art eines „Bürgergemeinschaftshauses“ sie hier stimmen.   
 
Änderung der Planungen von 2006 erforderlich 
 
Nach der Festsetzung im Jahr 2006 gab es keine weitere Planung an der Stelle, somit 
liegt dem Begriff „Gemeinschaftshaus“ planerisch auch seit über 14 Jahren keine 
Konkretisierung zugrunde. Die Gemeinde hat die Planungshoheit und kann 
aufgrund neuer Erkenntnisse oder neu erkannter Bedarfe ihre bisherigen 
Planungsziele ändern und neue Planungsziele verfolgen, wie sie es im vorliegenden 
Fall getan hat. Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist (Planerfordernis). Die Rechtmäßigkeit der neuen Planungen der 
Gemeinde kann nicht angezweifelt werden. 
 
Spekulative Kostenschätzung 
 
Weiterhin ist es beim Bürgerbegehren der Initiatoren Weiße / Dr. Siemon fraglich, 
ob die eingereichte Kostenschätzung zutreffend ist. Denn sie wurde angelehnt an 
das geplante Bürgerhaus auf dem Ankerplatz, das durch die Gemeinde gewünscht 
und geplant wird. Dieses ist vermutlich viel kleiner und hat weniger Funktionen als 
das vermutlich gewünschte „multifunktionale Gemeinschaftshaus“ am Standort 
Auwiese. Die Kostenschätzung ist also überhaupt nicht zutreffend. 
  
 



Die Antragssteller Weiße / Dr. Siemon erklären durch ihre selbst vorgebrachte 
Begründung, dass diese Kostenschätzung nicht stimmen kann, da die von der 
Gemeinde konkret vorgebrachten Funktionen eines Bürgerhauses als nicht 
umfänglich genug abgelehnt werden und zusätzliche (nicht genannte) Funktionen 
gefordert werden. Gleichzeitig wird ein erheblich größerer Baukörper gefordert, der 
nicht am Ankerplatz umzusetzen wäre. Alle mit diesem nicht näher beschriebenen 
Baukörper in Verbindung gebrachten Kosten sind rein spekulativ.  
 
Hinzu kommt, dass Angaben zur Höhe der Folge- und Betriebskosten in den 
eingereichten Unterlagen vollkommen fehlen. Die Durchführung der Ideen der 
Initiatoren Weiße / Dr. Siemon würden in der Konsequenz dazu führen, dass der 
Gemeinde Strande erhebliche Einnahmeverluste aus dem fehlenden Verkauf des 
Grundstückes entstehen, die sie aber zur Realisierung anderer Projekte im Ort 
benötigt.  
 
Es werden auch nicht die entstehenden Folgekosten für das „multifunktionale 
Gemeinschaftshaus Strande Auwiese“ erfasst. Diese würden aber im Vergleich zu 
den Planungen der Gemeinde ein ganz erhebliches Ausmaß annehmen, da es 
erstens keine Synergieeffekte mit dem Personal der Touristik geben kann. Zweitens 
müsste zusätzliches Personal zum Management des „multifunktionalen 
Bürgergemeinschaftshauses“ abgestellt werden. Drittens müsste ein neues Bürger- 
und Touristikbüro zusätzlich im Promenadenbereich gebaut werden. Diese Kosten 
würden zwangsläufig entstehen, wenn das Bürgerbegehren Weiße / Dr. Siemon 
umgesetzt würde und dürfen daher auf Grundlage einer geordneten 
Haushaltswirtschaft nicht, wie im vorliegenden Bürgerbegehren, vollständig außer 
Acht gelassen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bürgerentscheid 4 
Begehren der Gemeindevertretung 
Schaffung von barrierefreiem und seniorengerechtem Mietwohnraum auf dem 
Grundstück „Auwiese“ 
 
Fragestellung: 
Sind Sie dafür, dass auf der Auwiese zwischen der Straße „Zum Mühlenteich“ und 
der Siedlung „Bocksredder“ barrierefreier und seniorengerechter Mietwohnraum 
geschaffen werden soll (eine seniorengerechte Anlage, bestehend aus ca. 16 
Mietwohneinheiten in eingeschossigen Einzelhäusern), um Strander Seniorinnen 
und Senioren das Bleiben in ihrem sozialen Umfeld zu ermöglichen, und damit der 
durch die Gemeindevertretung Strande am 21.02.2019 gefasste 
Aufstellungsbeschluss über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 für das 
Gebiet nördlich „Dänischenhagener Straße“, östlich „Zum Mühlenteich“, südlich 
Freidorfer Au, westlich der Bebauung „Bocksredder“ bestehen bleibt und die 
Planung weiter verfolgt werden soll? 

 
Standpunkte und Begründung der Gemeindevertretung: 
 
Ihre Gemeindevertretung hat einen Bürgerentscheid für die Umsetzung von 
„Seniorengerechtem Wohnen“ auf der Wiese neben der Schule beschlossen. Dieser 
Bürgerentscheid soll Klarheit für das weitere politische Handeln bringen und die 
derzeitige teilweise aufgeladene Stimmung umgehend beenden.  
 
Alle Fraktionen der Gemeindevertretung sind davon überzeugt, dass dieses 
geplante Angebot für ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger sinnvoll und notwendig 
ist und wollen dieses Projekt am Standort Auwiese weiterverfolgen.  
 
Die Gemeindevertretung wendet sich hiermit an die Strander Bürgerinnen und 
Bürger und möchte auf diesem Weg die Bedeutung und Notwendigkeit dieses 
Projektes vermitteln.  
 
Ziel: Seniorengerechten Wohnraum schaffen 
 
Viele ältere Bürgerinnen und Bürger sind an die Gemeindevertretung herangetreten 
und haben beklagt, dass ihre Häuser mittlerweile zu groß sind und die Pflege der 
Gärten zu beschwerlich geworden ist. Sie fühlen sich in der Gemeinde Strande aber 
sehr wohl und möchten hier weiterhin wohnen bleiben, solange es geht. Alters- 
oder Pflegeheime sind für diesen Personenkreis noch kein Thema. Diese Bürger 
wollen gerne in ihrem gewohnten sozialen Umfeld bleiben. 
 
Gleichzeitig fehlt es in der Gemeinde an Wohnraum für junge Familien. Die 
Schülerzahlen sind rückläufig und viele Bereiche unserer geschätzten Infrastruktur 
sind mittelfristig in Gefahr, wenn wir nicht Lösungen für den demografischen 
Wandel anbieten. Diesen Wunsch nach Wohnraum für unsere älteren 
Mitbürgerinnen und Mitbürger, aber auch gleichzeitig junger Familien möchte die 
Gemeinde mit diesem Projekt erfüllen. 
 
 
 
 



Ebenerdige Bauweise, Mietwohnungen, Ausschluss Zweckentfremdung 
 
Aufgrund der hohen Nachfrage möchte die Gemeinde auf der Fläche neben der 
Schule eine Baulücke schließen und dort kleine barrierefreie und seniorengerechte 
Wohneinheiten etablieren. Diese Fläche ist seit 2006 als „Fläche für das 
Gemeinwohl“ planungsrechtlich erfasst und bietet sich daher sehr gut dafür an. An 
dieser Stelle sollen in einer lockeren Bauweise ebenerdige Wohneinheiten mit 
Dorfcharakter umgesetzt werden.  
 
Dieser Wohnraum soll ausschließlich als Mietwohnungsbau in Größen zwischen 60 
und 90 m² angeboten werden, um jegliche Art von Spekulationen und 
Zweckentfremdung zu verhindern. Gleichzeitig wird dadurch auch die Fluktuation 
gesichert und kommt somit vielen interessierten Strander Bürgerinnen und 
Bürgern über einen langen Zeitraum zugute. Die Nutzung als Ferienwohnung oder 
andere Arten der Untervermietung werden untersagt. All diese Funktionen und 
Begrenzungen sollen über Grundbucheinträge abgesichert werden.  
 
Der Standort des seniorengerechten Wohnprojekts am Mühlenteich ist zudem 
durch die Nähe zur Strander Grundschule und des Kindergartens dahingehend 
gewinnbringend, dass sich Generationen dort begegnen. Hierdurch werden 
Begegnungen der Kinder-, Eltern- und Großelterngeneration ermöglicht und weiter 
gefördert.  
 
Park- und Verkehrssituation wird geregelt 
 
Für das barrierefreie und seniorengerechte Wohnen wird an der Stelle des jetzigen 
Behelfsparkplatzes ein Parkplatz mit 20 Parkplätzen für Bewohner und ihre Gäste 
sowie einer Zufahrt angelegt. Der bisherige Behelfsparkplatz Schule soll auf dem 
gleichen Grundstück direkt anschließen und wird damit mit eigener Einfahrt direkt 
gegenüber dem jetzigen Schulparkplatz angelegt. Die Verkehrsbelastung für die 
Anwohner „Zum Mühlenteich“ verändert sich dadurch nicht. Der Schulweg der 
Kinder wird von der Kählerkoppel kommend durch den Anger der 
Seniorenwohnanlage führen und zur Schule geleitet. 
 
Überregionaler Architektenwettbewerb 
 
Die Gemeinde hat im Jahr 2019 zur Umsetzung einen überregionalen 
Realisierungswettbewerb ausgelobt und zahlreiche renommierte Architekten haben 
sich daran beteiligt. Der in der Öffentlichkeit am 06.01.2020 vorgestellte Entwurf 
zum seniorengerechte Wohnen in Strande ist das Ergebnis dieses überregionalen 
Architektenwettbewerbes. Der vorliegende Entwurf hat sich nach eintägiger 
Bewertung vor einem Preis- und einem Fachgericht einvernehmlich durchsetzen 
können. Der Siegerentwurf des Kieler Architektenbüros BSP sieht eine 
eingeschossige, barrierefreie Bauweise mit vielen ökologischen Elementen vor und 
fügt sich harmonisch in die Umgebung und die Natur ein. Nähere Informationen 
stehen auf der Internetseite der Gemeinde Strande bereit (www.strande.de).  
 
Umsetzung und Finanzierung  
 
Bauträger wird nicht die Gemeinde sein, sondern das Grundstück soll verkauft 
werden. Neben dem Verkauf an einen einzelnen Bauträger ist auch ein Modell nach 
genossenschaftlichem Prinzip denkbar. Unabhängig davon haben aber alle 
Bauträger die Verpflichtung, nach den Vorgaben der Gemeinde zu bauen und den 
Entwurf des Architektenwettbewerbes umzusetzen. Die Gemeinde Strande hat sich 



bewusst dafür entschieden, nicht selbst als Bauträger aufzutreten, um so das 
finanzielle Risiko zu minimieren. Gleichzeitig können mit den Einnahmen aus dem 
Grundstücksverkauf weitere wichtige Projekte innerhalb der Gemeinde oder im 
Außenbereich angeschoben werden.  
 
Die von der Gemeinde gewünschten Bindungen (Senioren, vorrangig 
Strander/innen, keine Eigentumswohnungen, keine Ferienwohnungen) erfolgen 
durch Absicherung im Grundbuch. Solch eine grundbuchliche Absicherung hat 
erhebliche Vorteile, denn die dort eingetragene Dienstbarkeit kann nicht mehr 
verhandelt werden und wird zu Gunsten der Gemeinde Strande erfolgen. Somit 
bleibt auch zukünftig gewährleistet, dass diese Möglichkeit für ältere Strander 
Bürgerinnen und Bürger langfristig erhalten bleibt. Die Nachfrage aus dem Ort 
überschreitet schon jetzt das geplante Angebot um das Doppelte und zeigt die 
Richtigkeit der gemeindlichen Planung. 
 
Im weiteren Planverfahren wird die Öffentlichkeit auch weiterhin beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stichfrage zu Bürgerentscheid 3 und 4 

Falls beide Bürgerentscheide jeweils mehrheitlich mit Ja beantwortet werden und 
außerdem die in § 16 g Absatz 7 Satz 1 der Gemeindeordnung vorgeschriebene 
Mindeststimmenzahl erreichen, so dass beide Abstimmungsergebnisse nicht 
miteinander zu vereinbaren sind: Welche Entscheidung soll dann gelten? 

Bürgerentscheid 3: Errichtung eines mulitfunktionalen Gemeinschaftshauses auf  
                                      dem Grundstück „ Auwiese“                       
Bürgerentscheid 4: Schaffung von barrierfreiem und seniorengerechtem  
                                      Mietwohnraum auf dem Grundstück „ Auwiese“ 

  


